
Hintergrund zur Petition
Sehr geehrte Damen und Herren, 

für einen branchenübergreifenden Wirtschaftsverband ist es sicherlich nicht alltäglich, sich gegen geplante 
Steuersenkungen auszusprechen. Wir sind aber bei dieser Mehrwertsteuersenkung der Meinung – auch auf 
Basis unserer Mitgliederbefragung -, dass die Folgen aufgrund der kurzen Vorbereitungszeit sowie auch die 
der zeitlichen Beschränkung auf sechs Monate für viele problematisch, insbesondere unwirtschaftlich werden 
könnten. 

Wir brauchen ECHTE Hilfen für Unternehmerinnen und Unternehmer, wir fordern bereits seit Jahren, 
dass die hohe Unternehmenssteuerlast in Deutschland spürbar gesenkt werden muss. Eine temporäre 
Mehrwertsteuersenkung, die beim Unternehmer nicht ankommen wird, ist keine adäquate Hilfe für uns. 
Natürlich wäre eine dauerhafte Senkung der Mehrwertsteuer zwar wünschenswert, dennoch sind wir hier 
bei konkreten Forderungen in diesem Bereich lieber vorsichtig. Denn die mit einer dauerhaften Senkung der 
Mehrwertsteuer verbundenen Mindereinnahmen des Staates wären möglicherweise ein (haushaltsrechtliches) 
Hindernis, die dringend notwendige Senkung der Unternehmenssteuern durchzusetzen. 

Die vielen und überwiegend positiven Rückmeldungen bekräftigen uns auch in diesem Vorgehen, gleichzeitig 
ignorieren wir selbstverständlich die negativen Rückmeldungen nicht! Dieses Thema tangiert die verschiedenen 
Branchen sehr unterschiedlich, daher können wir hier sicherlich bedauerlicher Weise kein Vorgehen erreichen, 
dass wirklich jedem gerecht wird! Aus diesem Grund hatten wir vor Start der Petition das Mittel der 
basisdemokratischen Verbandsbefragung gewählt.

Wir möchten hier betonen, wir sind nicht GEGEN eine Mehrwertsteuersenkung in der Gastronomie. Es ist 
richtig, dass in diesem Bereich – wie bereits beschlossen - die Steuer von 19 auf 7 Prozent gesenkt wird, 
Gleiches wird endlich gleich besteuert – aber das muss langfristig gelten, wir setzen uns daher ein, dass die 
Senkung über den 30. Juni 2021 hinaus Gültigkeit behält. 

Bei der mit unserer Petition angegriffenen allgemeinen und zeitlich befristeten Mehrwertsteuersenkung ist die 
dahinter liegende politische Intention, dass hierdurch die Nachfrage angekurbelt werden soll. Das wiederum 
würde zwingend voraussetzen, dass die Steuersenkung an den Kunden weitergegeben wird. Natürlich kann 
ein Unternehmer dazu nicht gezwungen werden, trotzdem wird damit ein weiteres Instrument geschaffen, um 
Unternehmer zu verunglimpfen, die nachvollziehbarerweise ihre Preise nicht (für sechs Monate um 3 Prozent 
bzw. 2 Prozent) senken. Die Wertschätzung Unternehmerinnen und Unternehmern gegenüber ist in der 
Vergangenheit leider bereits immer mehr zurückgegangen – politisch haben wir dies nicht zuletzt auch durch 
die Kassenbonpflicht erlebt. Gleiches wollen wir jetzt bei der temporären Mehrwertsteuersenkung nicht erneut 
erleben. Kein Effekt – nur Aufwand und ggf. Haftung.

Wie Sie uns in unserer Umfrage mitgeteilt haben, werden rund drei Viertel von Ihnen negative Folgen bzw. 
Aufwand durch die Senkung erleben. Bei vielen ist die MwSt. lediglich ein Durchlaufposten, die Senkung 
bringt also keinen unternehmerischen Erfolg, sondern lediglich einen Umstellungsaufwand.
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Wie bereits in unserem Petitionstext erwähnt, werden viele Rechnungen oder Vorgänge neu kalkuliert 
bzw. korrigiert werden müssen, auch diesem bürokratischen Mehraufwand steht keine wirtschaftliche 
Kompensation gegenüber.

Wir fürchten schließlich noch das hohe Risiko, dass es nun aufgrund der kurzfristigen Änderung zu falsch 
ausgewiesenen Steuersätzen kommen könnte. Dies wiederum könnte dann für unsere Mitglieder zu 
rechtlichem Ärger/Streitigkeiten mit dem Finanzamt oder mit etwaigen Abmahnanwälten führen.

Eine Mehrwertsteuersenkung können wir nur befürworten, wenn diese zu einem unternehmerischen Erfolg 
führt ohne temporär großen Aufwand bzw. rechtliche Hindernisse oder Haftungsrisiken zu schaffen. Dies ist 
derzeit nicht gegeben, aus diesem Grund haben wir uns als öffentliches Mittel des Protestes für diese Petition 
entschieden. 

Die Senkung wurde bereits am vergangenen Freitag im Bundeskabinett beschlossen, in dieser Woche 
wird sie im Deutschen Bundestag beraten. Wir haben daher nur noch wenig Zeit, hier überhaupt in eine 
Diskussionsposition zu kommen, dies erhoffen wir uns durch die Petition.

Sollte die Petition vielleicht nicht Ihren Vorstellungen entsprechen, dann lassen Sie uns bitte dennoch nicht 
verzagen, wir sind überzeugt die nächsten Herausforderungen warten bereits auf uns, die es gilt weiterhin 
gemeinsam zu bewältigen! 

Bitte unterstützen Sie uns!

Beste Grüße 
Gabriele Sehorz, Präsidentin

Juni 2020
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